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AUFSÄTZE

Leiharbeit in Europa: zwischen 
 Flexibilität und Sicherheit

Beschleunigt durch die Umsetzung der EU-Leiharbeitsrichtlinie und Kampagnen der Ge-
werkschaften steht die Regulierung der Leiharbeit in Deutschland derzeit (wieder) im 
Mittelpunkt beschäftigungspolitischer Debatten. Die aktuell diskutierten Lösungsansätze 
konzentrieren sich vor allem auf das Problem, die mit Leiharbeit verbundenen Einkom-
mensnachteile zu beseitigen und Lohngerechtigkeit (Equal Pay) zu erreichen. Andere 
 Regelungsbedarfe wie die fehlende Beschäftigungssicherheit in Leiharbeit oder die not-
wendige Stabilisierung der beruflichen Perspektiven von Leiharbeitnehmern bleiben weit-
gehend außer Acht. Gerechtigkeit und Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt sollten 
jedoch mehr beinhalten als bloße Einkommensaspekte. Hier kann Deutschland von an-
deren europäischen Ländern lernen, in denen weitergehende Regulierungsansätze ent-
wickelt worden sind. 

ECKHARD VOSS, KATRIN VITOLS

1. Einleitung 

Die massive Ausweitung der Leiharbeit und anderer For-

men atypischer Beschäftigung infolge der Hartz-Reformen 

nach 2003 hat dazu beigetragen, dass Deutschland heute 

zwar im arbeitsmarktpolitischen Vergleich der Europäi-

schen Union (EU) gut dasteht – am 1. März 2013 lag die 

Arbeitslosenquote laut Eurostat mit 5,3 % nur halb so hoch 

wie in der EU insgesamt (10,8 %) –, gleichzeitig jedoch 

innerhalb der Europäischen Union und vor allem der Eu-

rozone mit über 22 % einen Spitzenwert beim Beschäfti-

gungsanteil im Niedriglohnsektor belegt (vgl. Schulten 

2013, S. 131).

Angesichts der derzeit diskutierten sozialen und ord-

nungspolitischen Korrekturmaßnahmen, die von der Ab-

schaffung der Minijobs über Mindestlohnregelungen bis 

hin zu Branchenzuschlagsregelungen für Leiharbeitnehmer 

reichen, fällt auf, dass Erfahrungen anderer europäischer 

Länder in der Gestaltung und Regulierung der Leiharbeit 

bislang nur wenig berücksichtigt wurden (vgl. auch Van-

selow/Weinkopf 2009), obgleich es seit 2008 eine europäi-

sche Rahmengesetzgebung gibt, die mittlerweile in allen 

EU-Ländern implementiert ist. 

Die betrieblichen und arbeitsmarkpolitischen Funktio-

nen der Leiharbeit weisen in Europa eine Reihe von Ge-

meinsamkeiten auf: Entsprechend der EU-Richtlinie gilt 

Leiharbeit zunächst als Instrument der Erhöhung (externer) 

betrieblicher Flexibilität im Sinne einer kurzfristigen und 

temporären Bereitstellung zusätzlicher Arbeitskräfte. Da-

rüber hinaus legen neuere, auf die Leiharbeit in Deutschland 

bezogene Untersuchungen und Diskussionsbeiträge nahe, 

dass Leiharbeit zunehmend auch als strategisches Element 

des betrieblichen Personaleinsatzes genutzt wird, sei es als 

Screening-Instrument oder auch als Möglichkeit, Personal- 

und Verwaltungskosten zu senken (Promberger 2012; Holst 

et al. 2009; Spermann 2011). Dieser Befund wird auch für 

andere europäische Länder bestätigt (Michon 2011, S. 126; 

ILO 2011; Belkacem et al. 2011). 

In allen europäischen Ländern besteht eine Besonderheit 

der Leiharbeit darin, dass sie nicht nur als Mittel zur Erhö-

hung betrieblicher Flexibilität wahrgenommen wird, son-

dern dass ihr auch eine positive arbeitsmarktpolitische 

Funktion zugeschrieben wird. So betont etwa die EU-Richt-

linie, dass Leiharbeit den Arbeitsmarktzugang insbesonde-

re für solche Bevölkerungsgruppen erleichtern könne, die 

aufgrund geringerer Bildungs- und Qualifikationsstandards, 

längerer Arbeitslosigkeit oder sonstiger Eigenschaften (z. B. 

Alter, Migrationshintergrund) benachteiligt sind; zudem 

erwartet man sich von der Leiharbeit, dass sie als Brücke in 

reguläre Beschäftigungsverhältnisse funktioniere. In der Tat 

ist für alle europäischen Länder festzustellen, dass Leihar-

beitnehmer im Durchschnitt jünger sind als die Beschäftig-

ten insgesamt, dass ihr Bildungsniveau geringer ist und 

benachteiligte Gruppen, wie beispielsweise Personen mit 

Migrationshintergrund, ältere Arbeitnehmer oder vormals 
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Langzeitarbeitslose in dieser Beschäftigungsform überre-

präsentiert sind.1

Wenngleich diese „doppelte“ Brückenfunktion der Leih-

arbeit in vielen Ländern der EU (insbesondere in Süd- und 

Osteuropa) als die wesentliche Legitimation dafür diente, 

bestehende Restriktionen der Leiharbeit aufzuheben bzw. 

zu lockern, diesen Beschäftigungssektor also zu deregulie-

ren und auszubauen, ist nach wie vor die empirische Evidenz 

für diese Annahme umstritten. Die relativ umfangreiche 

Forschung hat bislang weniger eine nennenswerte Brücken-

funktion bestätigt als vielmehr das Bild eines „schmalen 

Steges“ geprägt, wenn es um Übergänge aus der Zeitarbeit 

in Normalarbeitsverhältnisse geht.2

Keineswegs kann jedoch davon ausgegangen werden, 

dass Leiharbeit ein quasi automatisches Sprungbrett in Nor-

malarbeitsverhältnisse darstellt. Um diese Funktion zu stär-

ken, bedarf es, so die hier vertretene These, einer aktiven 

Gestaltung der Leiharbeit und Unterstützung der Leihar-

beitnehmer im Sinne des Ansatzes sozial abgesicherter 

Übergangsarbeitsmärkte; es geht also darum, über Regelun-

gen zur Einkommensgerechtigkeit hinauszugehen. 

Im Mittelpunkt des folgenden Beitrags3 stehen daher 

Erfahrungen in der Regulierung und Gestaltung von Leih-

arbeit in anderen europäischen Ländern und insbesondere 

die Frage, welche Ansätze seitens der Sozialpartner in der 

Leiharbeitsbranche in Ergänzung zu gesetzlichen Regulie-

rungsmechanismen entwickelt wurden, um die Lebens- und 

Arbeitsverhältnisse von Leiharbeitnehmern zu verbessern 

und Übergangschancen in Normalarbeitsverhältnisse zu 

vergrößern, um dadurch zu verhindern, dass Leiharbeit für 

die Beschäftigten zur „Niedriglohnfalle“ wird.

Abschnitt 2 vermittelt einen kurzen Überblick der 

grundlegenden Regulierungsansätze der Leiharbeit in der 

EU und weist auf die Bedeutung der tarifpolitischen Rege-

lungen für die betriebliche und arbeitsmarktpolitische 

Funktion der Leiharbeit hin (2.1). Mit Blick auf die Inhalte 

konkreter Vereinbarungen in ausgewählten Ländern (2.2 

und 2.3) wird deutlich, dass es Beispiele gibt, die über die 

Thematisierung der Einkommensungerechtigkeit hinaus-

gehen und insbesondere Aspekte der Förderung der 

 Weiterbildung und der sozialen Sicherung in den Fokus 

genommen haben. Wenngleich es an verlässlichen und ins-

besondere vergleichbaren Daten mangelt, wird kurz der 

verfügbare Kenntnisstand über positive Effekte der beschrie-

benen Maßnahmen zusammengefasst (2.4), bevor im Rah-

men eines Fazits Schlussfolgerungen mit Blick auf die Dis-

kussion über Leiharbeit in Deutschland abgeleitet werden 

(3).

2.  Leiharbeit als Gegenstand der Tarif­

beziehungen

2.1 Die Bedeutung tarifpolitischer Regulierung 

Hinsichtlich der Regulierung von Leiharbeit in der EU ist 

zunächst festzustellen, dass diese in den meisten EU-Län-

dern jüngeren Datums ist: Während Länder wie Belgien, 

die Niederlande, Frankreich, Deutschland oder das Verei-

nigte Königreich bereits vor Jahrzehnten eine gesetzliche 

Legitimationsgrundlage geschaffen haben, wurde Leiharbeit 

in 15 der mittlerweile 28 EU-Länder erst im letzten Jahr-

zehnt rechtlich sanktioniert, oftmals als Folge der EU-Richt-

linien-Politik.

Neben den Unterschieden im Reifegrad der gesetzlichen 

Regulierung bestehen substanzielle länderspezifische Dif­
ferenzen in der gesetzlichen Regulierung von Leiharbeit  in 

der betrieblichen Praxis: Während diese Form der Beschäf­

tigung in einigen Ländern keinen Sonderstatus gegenüber 

dem Normalarbeitsverhältnis einnimmt (so z. B. im Ver­

einigten Königreich, in Irland, den skandinavischen 

Vereinigten Königreich im Jahre 2012 im Auftrag der euro-

päischen Sozialpartner in der Leiharbeitsbranche, UNI Eu-

ropa und Eurociett, durchgeführt worden ist. Ziel der Stu-

die „Temporary Agency Work and Transitions in the Labour 

Market“ war es, einen aktuellen Überblick über Systeme, 

Funktionen und Profile der Leiharbeit in Europa zu leisten 

und insbesondere die Rolle des sozialen Dialogs und der 

Sozialpartner bei der Ausgestaltung von Rahmenbedin-

gungen zu bewerten (zu den Ergebnissen vgl. Voss et al. 

2013). Im Rahmen der Studie wurden ferner erstmals nati-

onal verfügbare empirische Daten und Forschungsergeb-

nisse zur Rolle der Leiharbeit für verschiedene Formen 

von Arbeitsmarktübergängen und zur Brückenfunktion 

von Leiharbeit aufgearbeitet und verglichen. Ergebnisse 

der Studie wurden im Rahmen des gemeinsamen Sozial-

dialog-Komitees der europäischen Sozialpartner und der 

EU-Kommission sowie einer internationalen Konferenz im 

Dezember 2012 präsentiert und bildeten die Grundlage ei-

ner gemeinsamen Erklärung von UNI-Europa und Euro-

ciett zu Leiharbeit und Arbeitsmarktübergängen.

1 Gleichzeitig gibt es länderspezifische Besonderheiten, 

etwa signifikante Anteile von 30-40 % Hochqualifizierter in 

Leiharbeit in Ländern wie Bulgarien, Belgien, Schweden 

oder dem Vereinigten Königreich. Auffällig ist auch, dass 

in Ländern wie Frankreich, Belgien oder den Niederlanden 

eine relativ starke Minderheit von Leiharbeitnehmern 

(10 – 20 %) diese Form der Beschäftigung nutzt, um ein 

Studium zu finanzieren oder einen Hinzuverdienst zur 

Haus- und Familienarbeit oder Rente zu erzielen. Hier er-

füllt die Leiharbeit eine arbeitsmarktpolitische Funktion, 

die in Deutschland eher durch geringfügige Beschäftigung 

besetzt ist.

2 Vgl. entsprechende Befunde zu Deutschland: Lehmer/Zieg-

ler 2010; Crimmann et al. 2009; zu Frankreich: Observa-

toire des Métiers et de l’Emploi 2011; zu den Niederlan-

den: Dekker et al. 2011 und zu Belgien: IDEA Consult 2009.

3 Dieser Beitrag basiert auf den Ergebnissen einer europäi-

schen Studie, die von den Autoren gemeinsam mit Koope-

rationspartnern in Belgien, Frankreich, Italien und dem 
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Ländern), ist sie in anderen Ländern durch eine Vielzahl 

von leiharbeitsspezifischen Sonderregelungen beeinflusst.4

In welchem Maße Leiharbeit Gegenstand tarifpolitischer 

Regulierung und aktiver Einflussnahme der Sozialpartner 

(bzw. tripartistischer Regulierung) ist, hängt stark von den 

jeweiligen Modellen und Systemen der industriellen Bezie-

hungen und der Tarifpolitik ab: Lediglich in elf Ländern5 

spielen Tarifverhandlungen auf überbetrieblicher Ebene 

eine wichtige Rolle bei der Regulierung von Leiharbeit.  Sehr 

unterschiedlich gehen dabei insbesondere die Gewerkschaf-

ten mit der Besonderheit des dreiseitigen Arbeitsverhält-

nisses in der Leiharbeit um: Während lediglich in Frank-

reich und Italien eigene Branchengewerkschaften bestehen, 

finden in allen Ländern Tarifverhandlungen nicht nur für 

die Leiharbeitsbranche selbst statt, sondern auch auf der 

Ebene der wichtigsten Entleihbranchen. In Belgien und 

Frankreich ist darüber hinaus die Leiharbeit auch Gegen-

stand des dreiseitigen Dialogs der Sozialpartner mit der 

Regierung, und tripartite Vereinbarungen spielen eine wich-

tige Rolle bei der Regulierung.

Was die Bedeutung der Sozialpartner und der Tarifver-

handlungen für die Regulierung von Leiharbeit und der 

Arbeitsbedingungen in Leiharbeit angeht, so heben sich vier 

Länder deutlich vom Rest der EU ab, wie Abbildung 1 ver-

deutlicht: In den Niederlanden, Belgien, Frankreich und 

Italien spielen Gewerkschaften wie Arbeitgeber und deren 

Vereinbarungen eine eminent wichtige Rolle für die Regu-

lierung und konkreten Arbeitsbedingungen in der Leihar-

beit. Zudem wurden hier spezifische Ansätze entwickelt, 

um Flexibilität und Beschäftigungssicherheit auszubalan-

cieren sowie sonstige Schutzmechanismen zu etablieren, 

die in den folgenden Abschnitten näher beschrieben werden. 

Demgegenüber ist die Praxis in den übrigen EU-Ländern 

deutlich stärker von der jeweiligen Macht- und Einflusspo-

sition der Gewerkschaften geprägt. Tarifpolitische Verein-

barungen können hier – wie im Vereinigten Königreich und 

in den mittel- und osteuropäischen Ländern – bestenfalls 

für die betriebliche Ebene erzielt werden. Auch die jüngst 

in einzelnen Wirtschaftsbranchen erzielten Vereinbarungen 

über Branchenzuschläge in Deutschland (siehe Schwitzer/

Schumann 2013) und die teilweise beträchtlichen Unter-

schiede in den Zuschlagsniveaus einzelner Wirtschafts-

zweige verdeutlichen den Zusammenhang zur jeweiligen 

Organisationsstärke.

2.2  Equal Pay und Gleichbehandlung von Leih-

arbeitnehmern

Die Umsetzung des Equal-Pay-Prinzips in der Leiharbeits-

branche in der EU ist geprägt von einer großen Heteroge-

nität gesetzlicher Regelungen, die oftmals durch tarifver-

tragliche Vereinbarungen präzisiert oder ergänzt werden 

(vgl. Eurofound 2009, S. 41f.).

In Belgien gilt Equal Pay bereits seit 1976 uneinge-

schränkt, und die intensive und langjährige Zusammenar-

beit zwischen den belgischen Gewerkschaftsbünden ABVV/

FGTB, ACLVB/CGSLB und ACV/CSC und der Arbeitge-

bervereinigung in der Leiharbeit, Federgon, hat dazu ge-

führt, dass Leiharbeitnehmer auch ein Recht auf die gleichen 

sozialen Leistungen und Angebote wie Festangestellte im 

Entleihbetrieb haben, z. B. im Hinblick auf Essensgutschei-

ne, Reisekostenpauschalen, finanzielle Beteiligungspro-

gramme, betriebliche Altersvorsorge etc.

Auch in Frankreich gilt seit der erstmaligen gesetzlichen 

Regulierung 1972 das Prinzip „Equal Pay“ vom ersten Tag 

an, und es existiert darüber hinaus ein sogenannter „Pre-

karitäts-Bonus“ in Höhe von 10 % des Entgelts, der Leihar-

beitnehmer nicht nur für die erhöhte Arbeitsplatzunsicher-

heit, sondern auch dafür entschädigen soll, dass sie z. B. 

nicht an der in vielen Unternehmen vorgeschriebenen Ge-

Quelle: Voss et al. (2013, S. 10); Darstellung der Autoren.
Mitteilungen

ABB. 1

Regulierungsmuster der Leiharbeit in der EU-27
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4 Solche Sonderregelungen gibt es bspw. hinsichtlich des 

arbeitsvertraglichen Verhältnisses, der erlaubten Gründe, 

Leiharbeit einzusetzen, Befristungen, höchstzulässiger 

Überlassungsdauer, maximaler Anzahl der Einsätze bei ei-

nem Entleiher, Verbot der Arbeitnehmerüberlassung für 

bestimmte Tätigkeiten, Berufe oder Branchen und nicht zu-

letzt der Umsetzung des in der EU-Richtlinie formulierten 

Lohngleichheitsprinzips und der Gleichstellung (vgl. Voss 

et al. 2013, S. 28ff.) 

5 Dies sind: Österreich, Belgien, Dänemark, Finnland, Frank-

reich, Deutschland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Spa-

nien, Schweden.
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winnbeteiligung partizipieren. Darüber hinaus haben Ver-

einbarungen zwischen den Gewerkschaftsorganisationen 

CFDT, CFE-CGC-FNECS, CFTC, USI-CGT, CGT-FO und 

dem Arbeitgeberverband PRISME einen wichtigen Beitrag 

zur Regulierung der Arbeitsbedingungen geleistet, die im 

Folgenden (2.3) näher erläutert wird.

In der italienischen Gesetzgebung ist ebenfalls der 

Grundsatz der Gleichbehandlung von Leiharbeitnehmern 

mit Arbeitnehmern im Einsatzunternehmen hinsichtlich 

Entgelt, Urlaub, Arbeitszeitregelungen, Pausen oder Mut-

terschutz fest verankert und wurde im Zuge einer Arbeits-

marktreform im Juli 2012 noch einmal verstärkt. Im Zuge 

der sogenannten „Fornero Reform“ im Sommer 2012 wur-

de eine Klausel aus dem Jahr 2003 abgeschafft, die eine 

Abweichung vom Equal-Pay-Prinzip dann zuließ, wenn 

benachteiligte Beschäftigte durch Leiharbeit eingestellt wur-

den. Heute gilt Equal Pay dagegen uneingeschränkt. Seit 

der erstmaligen Legalisierung der Arbeitnehmerüberlas-

sung 1997 durch den Gesetzgeber spielen in Italien die So-

zialpartner in der Ausgestaltung der Leiharbeit eine beson-

dere Rolle, da hier die branchenweiten Tarifvereinbarungen 

zwischen den drei Gewerkschaftsorganisationen der Leih-

arbeitsbranche NIDiL, FELSA, UILTemp sowie der Arbeit-

geberorganisation Assolavoro eine rechtliche Bindewirkung 

entfalten. 

Das niederländische Regulierungsmodell der Leiharbeit 

und insbesondere die Regelungen zu Equal Pay sind aus 

deutscher Sicht interessant: So ist Leiharbeit in den Nieder-

landen ähnlich stark dereguliert wie in Deutschland, und 

es gibt keinerlei Beschränkungen in einzelnen Branchen 

oder hinsichtlich der betrieblichen Gründe und Einsatz-

dauer. Weiterhin basiert auch das niederländische Modell 

der Leiharbeit auf dem „Arbeitgeberprinzip“, d. h. Leihar-

beitsagenturen gelten als normale Arbeitgeber und haben 

alle arbeitsrechtlichen Verpflichtungen gegenüber den Be-

schäftigten. Mit Blick auf die Umsetzung des Equal-Pay-

Grundsatzes hat die niederländische Gesetzgebung schließ-

lich einen ähnlichen Weg wie Deutschland gewählt und die 

konkrete Umsetzung den Tarifpartnern und tariflichen 

Vereinbarungen überlassen, einschließlich der Möglichkeit, 

vom Grundsatz der Lohngleichheit abzuweichen. 

Bereits mit dem Branchenvertrag im Jahre 1999 wurde 

dabei ein System geschaffen, in dem Leiharbeitnehmer be-

stimmte Phasen durchlaufen, die mit jeweils weitergehen-

den Ansprüchen (z. B. Lohnfortzahlung in einsatzfreien 

Zeiten) verbunden sind. Das Modell basiert derzeit auf drei 

unterschiedlichen Phasen, die einen Zeitraum von dreiein-

halb Jahren umfassen. Hinsichtlich des Equal-Pay-Prinzips 

beinhaltet die Tarifvereinbarung der Leiharbeitsbranche, 

dass sich bis 2015 das Entgelt eines Leiharbeitnehmers in-

nerhalb der ersten 26 Wochen des Einsatzes entweder am 

Tarifvertrag der Leiharbeitsbranche orientiert oder an der 

Lohnhöhe eines vergleichbaren Arbeitnehmers im Einsatz-

unternehmen. Ab 2015 gilt dann das Prinzip der Lohn-

gleichheit (gleicher Lohn für gleiche Arbeit) uneinge-

schränkt von Beginn an.

2.3  Vereinbarungen zur sozialen Sicherung und 

Verbesserung der Beschäftigungsperspektiven

Ein zentrales Instrument, um die Beschäftigungsperspekti-

ven von Leiharbeitnehmern zu verbessern und Arbeits-

marktübergänge zu fördern, sind Weiterbildungsfonds und 

tarifliche Vereinbarungen zur Unterstützung der Übergän-

ge in stabilere Beschäftigungsformen. Während in Deutsch-

land die Arbeitgeberverbände in der Leiharbeit hier vor 

allem auf das Engagement der Leiharbeitsagenturen ver-

weisen und branchenweite Lösungen ablehnen, existieren 

derartige Vereinbarungen in anderen EU-Ländern bereits 

seit Langem. Sie beschränken sich nicht nur auf die Weiter-

bildung, sondern gehen (wie etwa in Belgien, Frankreich, 

Italien, Spanien, den Niederlanden sowie neuerdings auch 

in Österreich)6 darüber hinaus und beinhalten auch Aspek-

te der sozialen Sicherung und der Altersvorsorge.

2.3.1 Belgien 

Seit 1993 regelt in Belgien eine gemeinsame Tarifkommis-

sion Fragen wie die Aus- und Weiterbildung von Leihar-

beitnehmern, ihre Gleichstellung, die Förderung von Leih-

arbeitnehmern mit Migrationshintergrund oder Probleme 

der Altersvorsorge. Seit 2003 besteht ferner ein gemeinsamer 

Code of Good Practice, in dem wesentliche Grundsätze 

guter  Entleihpraxis festgehalten sind. Im Jahre 2006 wurde 

der Weiterbildungsfonds (vfu-ffi) sowie der Sozialfonds FSI 

durch einen Tarifvertrag geschaffen, der sich aus Abgaben 

der Leiharbeitgeber (0,4 % der Lohnsumme) finanziert und 

gemeinsam durch die Sozialpartner verwaltet wird. Im Zuge 

der Umsetzung der EU-Leiharbeitsrichtlinie wurde 2012 in 

einer Vereinbarung der Sozialpartner und der belgischen 

Regierung ferner eine Reihe von Maßnahmen verabschiedet, 

die einerseits darauf abzielen, das Instrument Leiharbeit 

stärker für arbeitsmarktpolitische Zielsetzungen nutzbar zu 

machen (Lockerung bzw. Erweiterung der betrieblichen 

Einsatzgründe und Einführung eines Eingliederungs-

vertrages für vormals Arbeitslose, Lockerung zeitlicher 

 Beschränkungen), die andererseits aber auch die Schutz-

regelungen verstärken. So sind Arbeitgeber nunmehr z. B. 

verpflichtet, Leiharbeitnehmer auf freie Stellen im Unter-

nehmen hinzuweisen.

 

 

6 In Österreich wurde im September 2012 eine Novelle zum 

Arbeitskräfteüberlassungsgesetz (AÜG) beschlossen, mit 

der einerseits auf die Vorgaben der EU-Richtlinie zur 

Gleichbehandlung reagiert wurde und andererseits wei-

tergehende Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeits-

marktsituation von Leiharbeitnehmern zwischen den Sozi-

alpartnern eingeleitet wurden. Dazu gehört insbesondere 

die Einrichtung eines Sozial- und Weiterbildungsfonds, der 

Anfang 2014 an den Start gehen wird.
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2.3.2 Frankreich

Bereits im Jahre 1983 wurden in Frankreich zwei Weiter-

bildungsfonds, der Fonds d’assurance formation du travail 

temporaire (FAF.TT) und der Fonds Professionnel pour 

l’Emploi dans le travail temporaire (FPE.TT) geschaffen, die 

sich im Wesentlichen aus Beiträgen der Arbeitgeber finan-

zieren (insgesamt 2,15 % der Lohnsumme) und ebenfalls 

in gemeinsamer Regie der Arbeitgeber und Gewerkschaften 

verwaltet werden. Dabei soll der FAF.TT die Leiharbeits-

agenturen vor allem bei der Integration und Qualifizierung 

von vormals arbeitslosen Beschäftigten unterstützen. Außer 

den Aktivitäten der Fonds haben die französischen Sozial-

partner in Branchenvereinbarungen weitere Programme 

der beruflichen Bildung und Weiterbildung aufgelegt, etwa 

2004 die CIPI (Contrat d‘insertion professionnelle intéri-

maire) und CDPI (Contrat de développement professionnel 

intérimaire), mit denen insbesondere die berufliche Ent-

wicklung von benachteiligten Personengruppen gefördert 

werden soll. Auch im Bereich der beruflichen Erstausbil-

dung haben die Sozialpartner in der Leiharbeitsbranche 

Instrumente geschaffen (Contrat de professionnalisation 

und die Période de professionnalisation), um vor allem 

jüngeren Menschen ohne Berufsabschluss grundlegende 

berufliche Qualifikationen zu vermitteln und damit den 

Einstieg in den Arbeitsmarkt zu fördern.

Schließlich organsiert der Sozialfonds FAS.TT (Fonds 

d‘action sociale du travail temporaire), der ebenfalls gemein-

sam von den Sozialpartnern getragen wird, unterschiedliche 

Formen sozialer Unterstützung für Leiharbeitnehmer, die 

von Hilfen bei der Tagespflege für Kinder bis hin zu Mobi-

litätshilfen und günstigen Darlehen oder Bürgschaften bei 

Umzug oder Führerscheinerwerb reichen. Eine Untersu-

chung des FAS.TT aus dem Jahre 2007 illustriert die Bedeu-

tung solcher Einrichtungen: 55 % der Leiharbeitnehmer, 

die einen Kredit bei dem Fonds aufgenommen haben, hat-

ten dies zuvor erfolglos bei einer Bank versucht. 

2.3.3 Italien

Auch in Italien wurden bilaterale Fonds und Institutionen 

etabliert, so etwa 2002 der Weiterbildungsfonds Forma.

Temp oder 2008 der Sozialfonds Ebi.Temp und die Pensi-

onskasse Fon.Temp – allesamt paritätische Einrichtungen, 

die entweder aus Arbeitgeberabgaben oder freiwilligen Bei-

trägen der Arbeitnehmer (Pensionskasse) finanziert wer-

den.7 Ähnlich wie in Frankreich oder Belgien ist dabei der 

Aufgabenzuschnitt des Sozialfonds recht breit und reicht 

von zusätzlichen Unterstützungen im Krankheitsfall bis hin 

zu günstigen Darlehen.

Die nationalen Tarifabkommen in der Leiharbeitsbran-

che in Italien beinhalten auch Maßnahmen zur Förderung 

von Arbeitsmarktübergängen, wie z. B. Informationspflich-

ten der Leiharbeitgeber gegenüber den territorialen Ge-

werkschaftsorganisationen, zur maximalen Verweildauer 

bzw. Verlängerung von Einsatzverträgen oder zu sozialen 

Leistungen wie Mutterschutz, zusätzlichen Krankengeld-

leistungen, Zuschüssen zur Krankenversicherung oder Ein-

malzahlungen bei Entlassungen. Erklärtes Ziel der Tarif-

vereinbarung ist die Förderung von Übergängen in direkte 

und unbefristete Beschäftigung. Leiharbeitnehmer haben 

in der Regel ab einer Einsatzdauer von 36 Monaten das 

Recht auf eine direkte und unbefristete Festanstellung.

2.3.4 Die Niederlande

Auch in den Niederlanden war es das Ziel des Gesetzgebers 

und der Sozialpartner, die mit Leiharbeit (und anderen 

Formen flexibler Beschäftigung) verbundene größere 

 Arbeitsplatzunsicherheit durch gezielte Maßnahmen und 

Instrumente des Beschäftigungsschutzes und der Beschäf-

tigungsfähigkeit zu flankieren, die über Aspekte der Ein-

kommensgerechtigkeit hinausgehen (Houwing 2010).

Angesichts der deutlichen Zunahme flexibler Beschäfti-

gungsformen und der Forderungen der Arbeitgeberorgani-

sationen ABU und NBBU nach Deregulierung sowie dem 

Bemühen der Gewerkschaftsverbände FNV, CNV und De 

Unie, stärkere Schutzmechanismen zu verankern, wurden 

Ende der 1990er Jahre zwei gesetzliche Regelungen getroffen, 

welche die Leiharbeit in den Niederlanden grundlegend re-

formierten: Während 1998 das Leiharbeitsgesetz WAADI 

(Wet Allocatie Arbeidskrachten Door Intermediairs) eine 

weitgehende Deregulierung der Leiharbeit bewirkte (u. a. Ab-

schaffung der Lizenzierung und bestehender Beschränkun-

gen der Leiharbeit), zielt das 1999 in Kraft getretene Gesetz 

zu Flexibilität und Sicherheit flexwet (Wet Flexibiliteit en 

Zekerheid) darauf ab, die arbeitsmarktpolitische Situation 

von Leiharbeitnehmern sowie deren soziale Absicherung zu 

verbessern und Maßnahmen zu ergreifen, die sich positiv auf 

Übergänge in Normalarbeitsverhältnisse auswirken. Auf die-

ser gesetzlichen Basis sind seit 1999 Tarifabkommen zwischen 

den Sozialpartnern in der Leiharbeitsbranche abgeschlossen 

worden, in denen wesentliche Aspekte der Arbeitsbeding-

ungen und der Förderung von Übergängen in unbefristete 

Beschäftigung enthalten sind. Dies beinhaltete auch die 

 Schaffung von bilateralen Institutionen im Bereich der  Aus- 

und Weiterbildung (stoof), des Arbeits- und Gesundheits-

schutzes (staf) sowie der Überwachung tariflicher und 

 arbeitsrechtlicher Regelungen (sncu), die unter dem Dach 

eines Sozialfonds (sfu) organisiert sind. Die Arbeit der Fonds 

wird durch eine jährliche Abgabe der Leiharbeitsfirmen in 

Höhe von 0,2 % der Lohnsumme finanziert. 

Die „Stiftung für Training und Entwicklung“ (stoof) 

wurde 2003 von den niederländischen Sozialpartnern als 

zentrale Einrichtung für Weiterbildungsaktivitäten gegrün-

7 Durch die Arbeitsmarktreform im Juli 2012 wurde der 

 Finanzierungsbeitrag neu geregelt: Zukünftig beträgt der 

 Arbeitgeberanteil nur noch 2,6 % der Lohnsumme, wäh-

rend weitere 1,4 % aus den Kassen der Sozialversicherung 

INPS beigesteuert werden.

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2013-8-580
Generiert durch IP '18.222.119.227', am 21.05.2024, 13:11:44.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2013-8-580


WSI MITTEILUNGEN 8/2013

585

det und leistet finanzielle Unterstützung, zertifiziert Bil-

dungsmaßnahmen, entwickelt Curricula und fördert die 

Zusammenarbeit mit anderen Branchen und Akteuren der 

Weiterbildung. Im Branchentarifvertrag 2009 wurde ferner 

vereinbart, besondere Anstrengungen für Geringqualifizier-

te zu erbringen und ein regelmäßiges Monitoring von Wei-

terbildungsaktivitäten und -ergebnissen durchzuführen 

(Vermeulen/Warmerdam 2011).

2.4  Positive Effekte der Weiterbildungsinitiativen

Wenngleich ländervergleichende Untersuchungen zur Wei-

terbildungsbeteiligung oder Qualifizierung von Leiharbeit-

nehmern bislang nicht existieren, so lassen sich doch em-

pirische Belege dafür finden, dass die geschilderten 

Maßnahmen positive Effekte für die Beschäftigten und de-

ren berufliche Perspektiven haben. Während Studien für 

Deutschland aufzeigen, dass Weiterbildung für Leiharbeit-

nehmer eher selten und wenig umfassend ist (Bellmann 

et al. 2013), kommen Untersuchungen für das europäische 

Ausland zu anderen Ergebnissen: So zeigen Untersuchungen 

in den Niederlanden, dass Weiterbildung und Qualifizie-

rungsmaßnahmen heute in den meisten Leiharbeitsagen-

turen ein fester Bestandteil geworden sind, nicht nur in den 

größeren Unternehmen der Branche, sondern dank der 

Arbeit des Weiterbildungsfonds gerade auch in kleineren 

Agenturen (Vermeulen/Warmerdam 2011). Laut Angaben 

des Arbeitgeberverbandes ABU liegt die Weiterbildungs-

quote bei Leiharbeitnehmern zudem deutlich über derje-

nigen von Beschäftigten mit Teilzeitverträgen. Jüngere Stu-

dien verdeutlichen außerdem, dass Leiharbeitnehmer in 

den Niederlanden bessere Chancen auf eine reguläre Fest-

anstellung haben als Arbeitslose und andere atypisch Be-

schäftigte (Vermeulen et al. 2012).

Eine hohe Beteiligung von Leiharbeitnehmern an Wei-

terbildungsmaßnahmen wird auch aus Frankreich berichtet 

(Möbus 2007), wenngleich es auch kritischere Analysen gibt 

(Erhel et al. 2009). Laut Untersuchungen des bilateralen 

Weiterbildungsfonds FAF.TT haben die Weiterbildungs-

maßnahmen zu einer Verbesserung der Qualifikationsstan-

dards beitragen können: Zwischen 2006 und 2011 ging der 

Anteil der Ungelernten an den Leiharbeitnehmern von 52 

auf 23 % zurück, während der Anteil der qualifizierten Be-

schäftigten sich von 22 auf 35 % erhöht hat. Auch andere 

Studien bestätigen die positive Wirkung von beruflichen 

Qualifizierungsmaßnahmen auf den Status und die Karri-

ereaussichten von Leiharbeitnehmern, insbesondere auch 

für jüngere Personen ohne oder mit geringen beruflichen 

Qualifikationen. Leiharbeitnehmer, die eine Trainingsmaß-

nahme absolvieren, haben deutlich bessere Chancen auf 

einen unbefristeten Anstellungsvertrag im Entleihunter-

nehmen als diejenigen, die nicht an Trainingsmaßnahmen 

teilgenommen haben (FAF-TT 2012). 

Schließlich bestätigen auch Angaben des Weiterbil-

dungsfonds Ebi.Temp in Italien die positiven Effekte von 

Bildungsmaßnahmen. So haben Befragungen gezeigt, dass 

insbesondere für bestimmte Zielgruppen die Leiharbeit 

eine wichtige Möglichkeit darstellt, auf dem Arbeitsmarkt 

Fuß zu fassen. In starkem Kontrast etwa zu Untersu-

chungsergebnissen aus Deutschland (Siebenhüter 2011), 

die zu dem Ergebnis kommen, dass Leiharbeit aus Sicht 

von Migranten eher als Integrationshemmnis anzusehen 

ist, haben Befragungen in Italien ergeben, dass rund 30 % 

der Migranten den Berufseinstieg über Leiharbeit wählen 

und dabei die Möglichkeiten zum Erlernen neuer Fähig-

keiten sowie die Anerkennung in den Heimatländern er-

worbener Qualifikationen positiv hervorheben (Altieri 

et al. 2009).

3.  Fazit: Ein verlorenes Jahrzehnt für 
Deutschland

Stärker als alle anderen EU-Länder ist Deutschland seit 

rund einem Jahrzehnt geprägt durch eine massive Zunahme 

von atypischen, oftmals prekären Arbeitsverhältnissen, die 

durch eine hohe Arbeitsplatzunsicherheit, geringe Löhne 

und entsprechend niedrige Sozialleistungen gekennzeichnet 

sind. Dies hat die Frage aufgeworfen, in welcher Weise die 

betroffenen Beschäftigten besser unterstützt werden können. 

Dabei wird neben der Forderung nach einem allgemeinen 

Mindestlohn oder nach Korrektur von eklatanten Fehlent-

wicklungen (wie im Bereich der Minijobs) immer wieder 

auch die besondere Bedeutung eines verbesserten Zugangs 

zu Weiterbildung hervorgehoben, der eine grundlegende 

Bedingung für Beschäftigungssicherheit darstellt (siehe Kel-

ler/Seifert 2011; Bellmann et al. 2013).

Mit Blick auf die Regulierung von Leiharbeit in anderen 

europäischen Ländern hat dieser Artikel deutlich gemacht, 

dass es konkrete Gestaltungsansätze in der Leiharbeit gibt, 

die nicht einzig auf Lohngerechtigkeit und Einkommens-

sicherheit zielen, sondern die auch auf eine Verbesserung 

der Beschäftigungsfähigkeit sowie die Förderung von Ar-

beitsmarktübergängen hinwirken.  

Deutlich wird, dass Deutschland hier noch in den Kin-

derschuhen steckt. Allerdings konnten in jüngster Zeit zu-

mindest eklatante tarifpolitische Fehlentwicklungen wie das 

Auftreten der CGZP-Tarifverträge korrigiert werden und 

mit den Vereinbarungen zu Branchenzuschlägen erste 

 Ergebnisse in Richtung Einkommensverbesserung erzielt 

werden. Gleichzeitig verdeutlichen die hier beschriebenen 

Länderbeispiele aber auch, dass es weitergehender Gestal-

tungsansätze bedarf, um die Brückenfunktionen der Leih-

arbeit zu stärken und Beschäftigte bei Übergängen in 

 Normalarbeitsverhältnisse aktiv zu unterstützen. Eine 

Schlüsselfunktion spielen hier die Erfahrungen der gemein-

samen Weiterbildungs- und Sozialfonds sowie entsprechen-

de branchenweite Tarifvereinbarungen. 

Hier ist der Blick auf die Rolle der Arbeitgeberorgani-

sationen in Belgien, Frankreich und Italien höchst 
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interessant, da es sich ja bei diesen Ländern keinesfalls um Fälle handelt, 

die für konfliktfreie und harmonische Beziehungen zwischen den Sozial-

partnern bekannt sind. Gleichwohl verdeutlichen die hier geschilderten 

nationalen Beispiele, dass es zum Thema Leiharbeit Handlungsfelder gibt, 

in denen Arbeitgeber und Gewerkschaften ähnliche Interessen haben. Zu 

nennen ist hier insbesondere die Qualifizierung und Weiterbildung der 

Beschäftigten. Dabei haben die Arbeitgeberorganisationen nicht nur ein 

Interesse daran, das Image der Leiharbeitsbranche aufzuwerten, sondern 

auch daran, die Leiharbeit als beschäftigungspolitisches Instrument zur 

Förderung von Arbeitsmarktübergängen, insbesondere zur Integration von 

benachteiligten Gruppen in den Arbeitsmarkt, in der öffentlichen Diskus-

sion und Wahrnehmung zu platzieren.

Wenngleich es nach wie vor insbesondere mit Blick auf konkrete Ar-

beitsbedingungen und die Qualität der Leiharbeit an vergleichenden und 

evidenzbasierten Studien und Untersuchungen fehlt (so mangelt es insbe-

sondere an vergleichenden Daten und Analysen zur Einkommenssituation 

und zu den Effekten von Weiterbildungsaktivitäten), lassen doch die z. B. 

in den Niederlanden oder Frankreich vorhandenen Untersuchungen ver-

muten, dass sich die bilateralen Regulierungsansätze insbesondere auch im 

Bereich der beruflichen Bildung nicht nur für die Unternehmen – Leihar-

beitgeber wie Nutzer – auszahlen, sondern auch positiv auf den Status und 

die Beschäftigungsperspektiven der in der Leiharbeit beschäftigten Men-

schen auswirken.

Verglichen mit den vorhandenen Ansätzen zur Regulierung der 

 Leiharbeit in den hier beschriebenen Ländern fällt Deutschland zurück 

– zugespitzt ausgedrückt, kann man hierzulande von einem verlorenen 

Jahrzehnt (tarif)politischer Gestaltung sprechen. Das erstaunt umso mehr, 

als gerade angesichts des spezifischen deutschen Modells der industriel-

len Beziehungen auf betrieblicher wie branchenspezifischer Ebene  zu 

erwarten gewesen wäre, dass sich allemal ähnliche Mechanismen der 

Regulierung und Ausbalancierung von Flexibilität und Sicherheit bzw. 

Förderung flexibler Arbeitnehmer herausbilden würden, wie dies in 

 einigen anderen europäischen Ländern der Fall ist. Stattdessen aber ist 

der hiesige Umgang mit Leiharbeit nach wie vor geprägt von heftig ge-

führten Debatten und Konflikten in betrieblichen, branchenpolitischen 

wie  gesellschaftspolitischen Räumen. Es dominiert eine hartnäckige Ver-

weigerungshaltung innerhalb des Arbeitgeberlagers, mehr Sicherheiten 

für Leiharbeitsbeschäftigte zu schaffen – es fehlt aber auch an einer bran-

chenübergreifenden Strategie der Gewerkschaftsbewegung. Auch das 

Regierungshandeln lässt in puncto Leiharbeit eine arbeitspolitische 

 Orientierung vermissen – zu prioritär ist das letztlich auch wahlpolitisch 

motivierte Ziel, mit einer möglichst geringen Arbeitslosenquote dazu-

stehen, unabhängig davon, welche Nachteile die Leiharbeit für die Be-

schäftigten mit sich bringt. Insofern wurde die Debatte über die Regulie-

rung von Leiharbeit in den letzten Jahren fast ausschließlich von der 

Kampagnenfähigkeit der Gewerkschaften in Gang gehalten bzw. durch 

die erforderliche Umsetzung des Gleich behandlungsprinzips der EU-

Richtlinie neu entfacht. Diese Impulse haben schließlich auch zu den 

Tarifvereinbarungen für Branchenzuschläge geführt.

Zu hoffen bleibt, dass sich die ordnungspolitischen Rahmenbedingun-

gen zur Regulierung der Leiharbeit auch in Deutschland künftig weiter 

verbessern werden. Es geht um weitergehende tarifliche Vereinbarungen, 

etwa zur Verbesserung der sozialen Sicherung, zur Fort- und Weiterbildung 

von Leiharbeitnehmern (und anderen atypisch Beschäftigten); und es geht 

um Maßnahmen, die insgesamt geeignet sind, die Arbeitsmarktübergänge 

zu fördern und Segmentierungstendenzen entgegenzuwirken. 
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